Fassung 04.2023
Für die Handhabung und das Ausfüllen der Vordrucke geben wir folgende Hinweise:
· die blauen Abschnitte sind Anleitungen, die zu berücksichtigen, dann aber zu löschen sind,
· die roten Abschnitte sind optional, nach Bedarf zu wählen, zu ändern oder zu löschen, je nach Besonderheit des Verfahrens und der Vergabestelle.

	

	NB: Logo löschen, wenn der Auftrag nicht mit PNRR-Mitteln finanziert wird


[image: ]
Finanziert von der Europäischen Union – NextGenerationEU

(Die Verordnung EU 2021/241 sieht unter Artikel 34, Absatz 2 vor, dass die Empfänger von Unionsmitteln durch die kohärente, wirksame und verhältnismäßige gezielte Information verschiedener Zielgruppen, darunter die Medien und die Öffentlichkeit, die Herkunft dieser Unionsmittel bekannt machen und sicherstellen, dass die Unionsförderung, insbesondere im Rahmen von Informationskampagnen zu den Maßnahmen und deren Ergebnissen, Sichtbarkeit erhält, indem beispielsweise gegebenenfalls das Unionslogo und ein entsprechender Hinweis auf die Finanzierung mit dem Wortlaut „Finanziert von der Europäischen Union – NextGenerationEU“ vorgesehen werden. Logo:https://ec.europa.eu/regional_policy/information-sources/logo-download-center_en?etrans=it





       (Körperschaft)

VERGABEVERTRAG FÜR       (Kurze Beschreibung, Ort und Gegenstand)

ZWISCHEN

      (Körperschaft) mit Rechtssitz in       vertreten durch       Steuernummer       mit Amtssitz bei       (Körperschaft), in       gemäß       dazu ermächtigt, die       (Körperschaft) für die sachgegenständliche Maßnahme rechtlich und förmlich zu verpflichten, in der Folge auftraggebende Körperschaft  
UND
      (Unternehmen, Bietergemeinschaft, Konsortium), mit Rechtssitz in      , Mehrwertsteuernummer (Steuernummer)       , vertreten durch        geboren in       am      , Steuernummer       in seiner Eigenschaft als       gemäß am       mit Urkundennr.       ausgestellter Vollmacht, deren Unterzeichnung vom Notar Dr.       aus       beglaubigt wurde und welche dem vorliegenden Schriftstück im Original beigelegt ist, in der Folge Auftragnehmer oder Unternehmen


VORAUSGESCHICKT,


1. dass am       die Ausschreibungsbekanntmachung/ das Aufforderungsschreiben für den Zuschlag der Vergabe       (Art der Vergabe) von       mit       Verfahren (Art des Vergabeverfahrens) unter Anwendung des Zuschlagskriteriums des wirtschaftlich günstigsten Angebots auf Basis ausschließlich des Preises/ des Preises und der Qualität/ ausschließlich der Qualität und vertraglichem Entgelt       (pauschal/ auf Maß/ teils pauschal und teils auf Maß) veröffentlicht/zugestellt wurde; 
2. dass obgenannte Ausschreibung folgenden Erkennungscode der Ausschreibung (CIG) erhalten hat      ;
3. dass aus der Durchführung der Ausschreibung der obgenannten Vergabe für       das Unternehmen       als Sieger hervorgegangen ist und in der Folge mit       (Maßnahme der Körperschaft) vom       (Anhang      ) den Zuschlag für die Vergabe       (Art der Vergabe) für den Gesamtbetrag von       zzgl. MwSt. erhalten hat;

(wenn der Gesamtbetrag des Auftrages 40.000 € übersteigt):
4.  dass das Unternehmen        die endgültige Sicherheit für den Betrag von €       mittels Kaution (angeben, ob in bar geleistet, mittels Banküberweisung, Zirkularscheck oder mit öffentlichen Schuldverschreibungen, die am Tag der Einlage vom Staat garantiert werden, bei einem Schatzamt des Landes oder einem autorisierten Institut, wie von Artikel 93 Abs. 2 und Art. 103 Abs. 1 GvD Nr. 50/2016 vorgesehen) oder mittels Bankbürgschaft (angeben, ob von einem Bankinstitut, einem Versicherungsinstitut oder einer Finanzierungsvermittlungsgesellschaft ausgestellt, ex Art. 93 GvD Nr. 50/2016) ausgestellt am       von der Gesellschaft       (Anhang      ) geleistet hat;

5. (sobald die Überprüfung der Teilnahmeanforderungen hinsichtlich des Zuschlagsempfängers abgeschlossen und die endgültige Zuschlagserteilung für wirksam erklärt wurde)
[bookmark: _Hlk3457697]dass am       mit Prot. Nr.       die letzte Mitteilung der Maßnahme über die Zuschlagserteilung übermittelt wurde und die Stillhaltefrist gemäß Artikel 39 LG Nr. 16/2015 verstrichen ist (d.h. dass die Stillhaltefrist gemäß Art. 39 LG Nr. 16/2015 nicht angewandt wird, da einer der Fälle gemäß Art. 39 Abs. 2 LG Nr. 16/2015 zur Anwendung kommt) und dass nach Abschluss der Überprüfung des Bestehens der vorgeschriebenen Anforderungen gemäß Art. 32 des GvD 50/2016 der Zuschlag wirksam ist;

6. (falls der Gesamtbetrag des Auftrages niedriger ist als 150.000 € und die Vergabestelle sich der Befugnis bedient, die Stichprobenkontrolle der Erklärungen über die Erfüllung der Teilnahmeanforderungen gemäß Art. 32 LG Nr. 16/2015 vorzunehmen)
[bookmark: _Hlk54943291]dass am       mit Prot. Nr.       die letzte Mitteilung der Maßnahme über die Zuschlagserteilung übermittelt wurde und die Stillhaltefrist gemäß Artikel 39 LG Nr. 16/2015 verstrichen ist und die Körperschaft sich der Befugnis gemäß Art. 32, LG 16/2015 bedient;
oder
dass die Stillhaltefrist gemäß Art. 39 LG Nr. 16/2015 nicht angewandt wird, da einer der Fälle gemäß Art. 39 Abs. 2 LG Nr. 16/2015 zur Anwendung kommt und die Körperschaft sich der Befugnis gemäß Art. 32, LG 16/2015 bedient;

7. (Preisvorauszahlung - falls das Ausschreibungsverfahren vor Inkrafttreten des LG 3/2020 (d.h. vor dem 17.04.2020) veröffentlicht wurde, der Vertrag aber erst nachher abgeschlossen wurde, kann im Vertrag ein höherer Prozentsatz als der in den Ausschreibungsunterlagen vorgesehene, d.h. 20%, anerkannt werden)
dass gemäß Art. 19 des LG 3/2020 der Auftraggeber dem Auftragnehmer eine Preisvorauszahlung zu einem Betrag gleich      % des Vertragswertes gewährt.

Antimafia
Fall A
[bookmark: _Hlk54946241](Verträge über 150.000 € und unterhalb der EU – Schwelle: nach Ablauf von 30 Tagen kann die Vergabestelle auch ohne Antimafia – Mitteilung vorgehen, indem sie eine entsprechende auflösende Bedingung einfügt (Art. 88, Abs. 4bis, GvD 159/2011 nach Erhalt der Eigenerklärung gemäß Art. 89, GvD 159/2011)

8. dass der vorliegende Vertrag ohne Antimafia-Mitteilung abgeschlossen wird, da die Frist gemäß Artikel 88, Absatz 4, GvD Nr. 159/2011 abgelaufen ist und dass die       (Körperschaft) bei Feststellung von Hinderungsgründen gemäß Artikel 67 des genannten gesetzesvertretenden Dekrets, vom Vertrag zurücktreten wird;
Fall B 
[bookmark: _Hlk51232618][bookmark: _Hlk50024733](Verträge oberhalb der EU – Schwelle: - nach Ablauf von 30 Tagen kann die Vergabestelle auch ohne Antimafia –Information vorgehen, indem sie eine entsprechende auflösende Bedingung einfügt (Art. 92, GvD. 159/2011)

[bookmark: _Hlk133591321]dass der vorliegende Vertrag ohne Antimafia-Information abgeschlossen wird, da die Frist gemäß Art. 92, Abs. 2, erster Zeitraum GvD Nr. 159/2011 abgelaufen ist und dass die       (Körperschaft) bei Feststellung von Hinderungsgründen gemäß den Art. 67 und eine Infiltrierung durch das organisierte Verbrechen gemäß 84 Abs. 4 des genannten gesetzesvertretenden Dekrets, vom Vertrag zurücktreten wird;

Fall C
(im DRINGLICHKEITSFALL – Verträge über 150.000 € und unterhalb der EU – Schwelle – die Vergabestelle geht unverzüglich auch ohne Antimafia – Mitteilung vor, indem sie eine entsprechende auflösende Bedingung einfügt (nach Erhalt der Eigenerklärung gemäß Art. 89, GvD 159/2011) 

dass der vorliegende Vertrag aus Dringlichkeitsgründen ohne Antimafia – Mitteilung und vor Ablauf der Frist gemäß Art. 88 des GvD 159/2011 abgeschlossen wird und dass die        (Körperschaft) bei Feststellung von Hinderungsgründen gemäß Art. 67 des genannten gesetzesvertretenden Dekrets, vom Vertrag zurücktreten wird;

Fall D
[bookmark: _Hlk51232841](im DRINGLICHKEITSFALL – Verträge oberhalb der EU – Schwelle – die Vergabestelle geht unverzüglich auch ohne Antimafia – Information vor (Art. 92, Abs. 3 GvD 159/2011)

dass der vorliegende Vertrag aus Dringlichkeitsgründen ohne Antimafia – Information und vor Ablauf der Frist gemäß Art. 92, Abs. 2, erster Zeitraum des GvD 159/2011 abgeschlossen wird und dass die        (Körperschaft) bei Feststellung von Hinderungsgründen gemäß Art. 67 und eine Infiltrierung durch das organisierte Verbrechen gemäß Art. 84, Abs. 4 des genannten gesetzesvertretenden Dekrets, vom Vertrag zurücktreten wird;

Fall E
(es sind keine Antimafia – Unterlagen erforderlich)

dass die Antimafia-Dokumentation gemäß Artikel 83 Absatz 3 GvD Nr. 159/2011 nicht eingeholt werden muss, da der Wert des vorliegenden Vertrags weniger als € 150.000,00 beträgt; 
Fall F
(Eintragung des Auftragnehmers in die „White list“, bzw. falls der Auftragnehmer einen Antrag auf Eintragung in die „White list“ vorgelegt hat, aber noch nicht eingetragen wurde – die Vergabestelle kann die Datenbank konsultieren: ab diesem Zeitpunkt läuft eine Frist von 30 Tagen für die stillschweigende Zustimmung ab (Art. 92, GvD 159/2011), nach deren Ablauf der Auftragnehmer den Vertrag auch dann unterschreiben kann, wenn er die Antimafia – Bestätigung noch nicht erhalten hat)

dass die Antimafia-Unterlagen gemäß Artikel 1, Abs. 52-bis, G. 190/2012 nicht eingeholt werden muss, da das Unternehmen im Verzeichnis der Lieferanten, Dienstleister und Bauunternehmen       eingetragen ist/ um Eintragung in das Verzeichnis der Lieferanten, Dienstleister und Bauunternehmen angesucht hat, die keinen Versuchen einer Infiltrierung durch das organisierte Verbrechen ausgesetzt sind (White List) und welches bei der Präfektur/des Regierungskommissariats von       eingerichtet wurde; 

Fall G
[bookmark: _Hlk51247939](vorläufige Auskunft gemäß Art. 3, Abs. 2 GD 76/2020, umgewandelt mit Gesetz 120/2020

dass man die vorläufige (befreiende) Auskunft       gemäß Art. 3, Abs. 2 GD 76/2020, umgewandelt mit Gesetz 120/2020 erhalten hat.

All dies vorausgeschickt und als integrierter Bestandteil des gegenständlichen Vertrages erachtet, vereinbaren die Vertragsparteien Folgendes: 

Artikel 1 – Gegenstand des Vertrages
Die auftraggebende Körperschaft erteilt dem Auftragnehmer, der ohne Vorbehalt annimmt, den Auftrag betreffend       auf Basis des Zuschlags des Ausschreibungsverfahrens      , welcher am       erfolgt ist.
Der Auftragnehmer verpflichtet sich zu ihrer Durchführung zu den im vorliegenden Vertrag enthaltenen Bedingungen und übernimmt die Haftung für die korrekte, gänzliche und vollständige Ausführung der Arbeiten.



Artikel 2 – Bestimmungen, die den Vertrag regeln
Der Auftrag wird von der auftraggebenden Körperschaft erteilt und vom Auftragnehmer unter völliger und absoluter Beachtung der Gesetze, Bedingungen, Vereinbarungen, Pflichten, Obliegenheiten und Modalitäten, die aus gegenständlichem Vertrag abgeleitet werden können und daraus hervorgehen, sowie aus den folgenden Unterlagen, von denen die Parteien erklären, sie zu kennen und vollständig anzunehmen und welche sie zu integrierten Bestandteilen des Vertrages erheben, angenommen: 
- Besondere Vertragsbedingungen/Vertragsvorlage allgemeiner und besonderer Teil;
- Ausschreibungsbedingungen/Einladungsschreiben
- Protokollniederschrift des Ausschreibungsverfahrens, vom      , mit jeweiligen Anhängen;
- Technisches Angebot (für Ausschreibungen nach Preis/Qualität, andernfalls löschen)
- Wirtschaftliches Angebot;
-      :
Alle hier genannten Unterlagen, die von den Parteien eingesehen und bereits zur vollständigen Annahme gegengezeichnet wurden, bleiben hinterlegt und gelten als integrierter Bestandteil des vorliegenden Vertrages, auch wenn sie diesem materiell nicht beigelegt sind. 

Artikel 3 –Betrag des Auftrags – Zahlungsmodalitäten
Das von der auftraggebenden Körperschaft dem Auftragnehmer für die vollständige und gänzliche Ausführung des Vertrages geschuldete Entgelt beträgt – einschließlich der Sicherheitskosten €      , zzgl. MwSt. im Rahmen des Gesetzes.
Die Zahlungsmodalitäten sind in den besonderen Vertragsbedingungen der Ausschreibung/Vertragsvorlage besonderer Teil (oder auf folgende Weise genau angegeben      ) detailliert angegeben. 

Artikel 4 – Dauer –Frist für die Fertigstellung der Arbeiten–Verzugsstrafen–Abnahmefrist – Aussetzung der Ausführung des Vertrages 
Der vorliegende Vertrag entfaltet seine Wirkung mit Anbringung der letzten digitalen Unterschrift auf dem Vertrag.
Die Frist für die Fertigstellung der Leistungen, für die Abfassung der Endabrechnung und die Ausstellung der Bescheinigung über die ordnungsgemäße Ausführung/Überprüfung der Leistungen, die Höhe des Tagessatzes der Verzugsstrafe für die verspätete Fertigstellung der Leistungen und die Regelung über die Aussetzung der Ausführung des Vertrages sind im Detail in den besonderen Vertragsbedingungen des Auftrages/Vertragsvorlagen allgemeiner oder besonderer Teil angegeben (oder auf folgende Weise genau angegeben      ).

Artikel 5 – Pflichten des Auftragnehmers gegenüber den von ihm beschäftigten Arbeitern
Der Auftragnehmer erklärt, gegenüber den von ihm beschäftigten Arbeitern, die geltenden Kollektivverträge anzuwenden und in versicherungs- und fürsorgerechtlicher und Hinsicht allen von den Gesetzen und den Kollektivverträgen vorgesehenen Verpflichtungen nachzukommen.
Der Auftragnehmer verpflichtet sich außerdem dazu, alle Bestimmungen im Bereich Besoldungs- und Beitragsverpflichtungen, Steuern, Fürsorge, Sozialrecht, Versicherungen und Gesundheitsfürsorge, die von den geltenden Bestimmungen zugunsten der abhängig Beschäftigten vorgesehen sind, und insbesondere unter Berücksichtigung von Art. 105 GvD Nr. 50/2016, zu beachten.

Artikel 6 – Verbot der Vertragsabtretung
[bookmark: _Hlk27135113]Der vorliegende Vertrag darf bei sonstiger Nichtigkeit des Abtretungsaktes, wie von Art. 105 Abs. 1 GvD Nr. 50/2016 vorgesehen, nicht abgetreten werden. 

Artikel 7 –Weitervergabe 
Fall A

Die Weitervergabe ist nicht zulässig, da das Unternehmen im Zuge der Ausschreibung nicht erklärt hat, bestimmte Anteile des Auftrages weitervergeben zu wollen.

Fall B

Mit Bezug auf die im Rahmen des Vergabeverfahrens abgegebenen Erklärung des Unternehmens über die  unterzuvergebenden Anteile, wie in       angegeben, erklärt die Vergabestelle, dass die Untervergabe bei Bestehen der Bedingungen hierzu in den Grenzen und in Einhaltung der Modalitäten nach Art. 105 GvD Nr. 50/2016, auf der Grundlage der Nichtanwendung der Obergrenze für die Vergabe von Unteraufträgen in Bezug auf die überwiegende Kategorie, unbeschadet der Nichtzulässigkeit der Vergabe von Unteraufträgen in Höhe des gesamten Auftragswerts gemäß Artikel 105, Absatz 1 des GvD Nr. 50/2016 und der Planunterlagen/der besonderen Vertragsbedingungen/der weiteren beigelegten Unterlagen genehmigt wird.
[bookmark: _Hlk95831626]Der Auftragnehmer und der Unterauftragnehmer haften der Vergabestelle gegenüber gesamtschuldnerisch für die Leistungen, die Gegenstand des Unterauftrags sind.

Artikel 8 – Preisrevision
Unbeschadet der gegensätzlichen Regelung in den besonderen Vergabebedingungen Teil II/Vertragsvorlage besonderer Teil wird keine Revision der Preise vorgenommen und der Absatz 1 von Artikel 1664 des Zivilgesetzbuches wird nicht angewandt/wird abweichend von Artikel 106, Absatz 1, Buchstabe a) die Preisänderungsklausel gemäß Artikel 29 des GD Nr. 4/2022 angewandt.


Artikel 9 – Haftung gegenüber Dritten
Der Auftragnehmer haftet direkt für alle Schäden und Unannehmlichkeiten jedweder Art an Personen und Sachen der auftraggebenden Körperschaft, sowie gegenüber Dritten, die sich im Laufe der Ausführung der Vertragsleistung aus welchem Grund auch immer ereignen. Es versteht sich, dass der Auftragnehmer im Unglücksfall und bei Unfällen zum vollständigen Schadenersatz ohne Zuerkennung von Ersatzleistungen verpflichtet ist und darüber hinaus die auftraggebende Körperschaft gegenüber jedweder Schadenersatzforderung Dritter schadlos halten muss. 
Der Auftragnehmer hat zu diesem Zwecke eine Versicherung für die mit der Ausführung der Tätigkeiten, die Gegenstand des vorliegenden Vertrages sind, zusammenhängenden Risiken mit Polizze Nr.       am         ausgestellt von       abgeschlossen. Das Unternehmen ist in jedem Fall dazu verpflichtet, auch die Schäden, die über diesen Maximalbetrag hinausgehen, zu ersetzen.

Artikel 10 – Domizil des Auftragnehmers 
Fall A
(wenn das Unternehmen seinen „Sitz“ in derselben Gemeinde hat wie die auftraggebende Körperschaft)

Der Auftragnehmer erwählt für alle Wirkungen des vorliegenden Vertrages sein Wahldomizil beim Unternehmenssitz und erklärt, dass       geboren in       am       mit Wahldomizil/wohnhaft in      , Straße       in seiner Eigenschaft als      , das Unternehmen für die Ausführung des Vertrages vertreten wird.
Fall B
(wenn das Unternehmen seinen „Sitz“ nicht in derselben Gemeinde wie die auftraggebende Körperschaft hat)

Der Auftragnehmer erwählt für alle Wirkungen des vorliegenden Vertrages sein Wahldomizil bei       in      , Straße      , und verpflichtet sich dazu die auftraggebende Körperschaft, über jede Änderung in Kenntnis zu setzen.  Sollte er dies verabsäumen, wird angenommen, dass sein Wahldomizil am Sitz der auftraggebenden Körperschaft erwählt wurde. Das Unternehmen erklärt, dass       geboren in       am       mit Wahldomizil/wohnhaft in      , Straße       in seiner Eigenschaft als      , das Unternehmen für die Ausführung des Vertrages vertreten wird.

Artikel 11 – Weitere Pflichten des Auftragnehmers
Der Auftragnehmer ist dazu verpflichtet, der auftraggebenden Körperschaft rechtzeitig jede Änderung der Eigentumsverhältnisse seines Unternehmens, der technischen und administrativen Funktionen sowie jene auch der Unternehmen der Subunternehmer mitzuteilen.
Dem Auftragnehmer obliegt es, außerdem, jede Änderung der Voraussetzungen gemäß Artikel 80 GvD Nr. 50/2016 mitzuteilen.

Artikel 12 – Bezugsnormen 
Was nicht von diesem Vertrag und den Unterlagen, auf die im Vertrag Bezug genommen wird, vorgesehen, wird ausdrücklich auf die Bestimmungen in den besonderen Vertragsbedingungen/Vertragsvorlage allgemeiner und besonderer Teil, in der mit DPR Nr. 207/2010 genehmigten Verordnung, im GvD Nr. 50/2016 und im LG Nr. 16/2015, sowie auf alle Gesetze und Verordnungen im Bereich der Ausführung öffentlicher Bauten verwiesen. 

Artikel 13 – Verarbeitung der personenbezogenen Daten
Der Auftragnehmer erklärt, in das Informationsschreiben gemäß Art. 13 und 14 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 (DSGVO), welches im Langtext im Büro       aufgeschlagen ist, Einsicht genommen zu haben.
Die auftraggebende Körperschaft informiert den Auftragnehmer darüber, dass Rechtsinhaber der Daten die auftraggebende Körperschaft      , mit Sitz in       ist und dass hinsichtlich der mit dem Vertrag verbundenen Obliegenheiten       in seiner Eigenschaft als       “Verantwortlicher” für die Verarbeitung zeichnet.

Artikel 14 – Rückverfolgbarkeit der Finanzflüsse gemäß Artikel 3 des G. Nr. 136/2010
Mit der Unterzeichnung des vorliegenden Vertrages erklärt der Auftragnehmer außerdem, im Besitz der allgemeinen Anforderungen, wie von Artikel 80 GvD Nr. 50/2016 vorgeschrieben, zu sein und insbesondere die Vorschriften der Gesetzesbestimmungen im Bereich der fürsorge- und sozialrechtlichen Beiträge einzuhalten sowie in Kenntnis über die verwaltungs- und strafrechtlichen Konsequenzen bei Missachtung derselben zu sein. 
Im Sinne des Art. 3 G. Nr. 136/2010 übernimmt der Auftragnehmer alle Pflichten über die Rückverfolgbarkeit der Zahlungsbewegungen des vorliegenden Auftrages, welche auf dafür vorgesehenen Kontokorrenten einer Bank oder der Post verbucht sein müssen und ausschließlich mittels Bank – oder Postüberweisung, bei sonstiger Aufhebung des Vertrages gemäß Artikel 1456 des Zivilgesetzbuches getätigt werden können. 
Gemäß den Bestimmungen des Artikels 3 des oben genannten Gesetzes wird erklärt, dass das vorgesehene Kontokorrent folgendes ist: 
[bookmark: Testo15]Bank:      ;
IBAN: ;
[bookmark: Testo14]Inhaber:      ;
Der Auftragnehmer erklärt folgende Erkennungsdaten der natürlichen Personen, die in seinem Auftrag auf den für den Zweck vorgesehenen Kontokorrenten Bewegungen tätigen werden: 
     
[bookmark: Testo17]     
[bookmark: Testo18]     
Dieses K/K muss auf der Rechnung angegeben werden und kann nur im Falle höherer Gewalt geändert, ersetzt oder ergänzt werden.
Die Rechnungen müssen mit den CIG und CUP Kodexen versehen sein und an   versandt werden.
Der Auftragnehmer verpflichtet sich außerdem dazu, die Klausel über die Rückverfolgbarkeit der Zahlungen in die abgeleiteten Verträge mit den Subunternehmern und/oder Sub- Vertragspartnern einzufügen und der auftraggebenden Körperschaft und dem Regierungskommissariat für die Autonome Provinz Bozen unverzüglich Mitteilung zu machen, falls ihm Hinweise auf die Nichtbeachtung der Verpflichtungen im Bereich der Rückverfolgbarkeit der Finanzflüsse seitens des Vertragspartners (Subunternehmer/ Sub – Vertragspartner) bekannt sind.

Artikel 15 –Anti-Pantouflage-Klausel
Durch die Unterzeichnung des vorliegenden Vertrags bestätigt der Auftragnehmer im Sinne und für die Wirkungen von Art. 53 Abs. 16/ter GvD Nr. 165/2001, dass er weder Verträge abgeschlossen noch Aufträge an Bedienstete der auftraggebenden Verwaltung erteilt hat, deren Arbeitsverhältnis seit weniger als drei Jahren beendet ist und die in ihren letzten drei Dienstjahren im Auftrag der Verwaltung Entscheidungs- oder Verhandlungsbefugnisse dem Auftragnehmer gegenüber ausgeübt haben.

Artikel 16 – Vertragsspesen, Gebühren, Steuern und steuerliche Bestimmungen
Alle Vertragsspesen, sowie die mit dem Vertragsabschluss und seiner Registrierung verbundenen Kosten, inklusive Steuern, ausgenommen die Mehrwertsteuer, die zu Lasten des Auftraggebers verbleibt, übernimmt der Auftragnehmer.

Artikel 17 – Aufhebung des Vertrages
Hinsichtlich der Aufhebung des Vertrages wird der Art. 108 GvD Nr. 50/2016, sowie die Artikel 1453 und ff. des Zivilgesetzbuches angewandt.
Der Vertrag wird von Gesetzes wegen gemäß Art. 1456 des Zivilgesetzbuches nach einfacher Mitteilung seitens der auftraggebenden Körperschaft an den Auftragnehmer, sich der ausdrücklichen Aufhebungsklausel bedienen zu wollen, aufgehoben, falls der Auftragnehmer seinen Verpflichtungen hinsichtlich der Rückverfolgbarkeit der Finanzflüsse hinsichtlich des vorliegenden Vertrags gemäß Artikel 3, Absatz 9bis des Gesetzes Nr. 136/2010 nicht nachkommt. 
[bookmark: _Hlk38624518](Im Fall von Anwendung des Art. 32 LG Nr. 16/2015):
Der Vertrag wird von Gesetzes wegen gemäß Art. 1456 des Zivilgesetzbuches nach einfacher Mitteilung seitens der auftraggebenden Körperschaft an den Auftragnehmer, sich der ausdrücklichen Aufhebungsklausel bedienen zu wollen, aufgehoben, falls die Körperschaft gemäß Art. 32 des L.G. Nr. 16/2015 feststellt, dass der Auftragnehmer zum Zeitpunkt der Abgabe des Angebots nicht im Besitz der für die Teilnahme vorgeschriebenen, subjektiven Voraussetzungen war.
Der Vertrag kann unter Anwendung des Art. 1456 des Zivilgesetzbuches in allen anderen Fällen, die ausdrücklich im vorliegenden Vertrag vorgesehen sind, aufgehoben werden (gegebenenfalls weitere Fälle der Vertragsaufhebung mit Anwendung der ausdrücklichen Aufhebungsklausel anführen).

Artikel 18 – Rücktritt vom Vertrag
Die auftraggebende Körperschaft kann vom Vertrag jederzeit bis zum Abschluss der Vertragsleistung gemäß dem Verfahren, wie vom Artikel 109 GvD Nr. 50/2016 vorgesehen, zurücktreten. Dieses Recht wird schriftlich, mittels Einschreibebrief oder zertifizierter elektronischer Post, die beim Auftragnehmer zumindest zwanzig Tage vor dem Rücktritt einlangen müssen, ausgeübt.
(Auflösende Bedingung, die bei Fehlen der Antimafia – Mitteilung/Information einzufügen ist – Fälle A,B,C,D und G)
Die Körperschaft tritt vom vorliegenden Vertrag, sollte er ohne Antimafia – Mitteilung oder Information, bzw. nach Ausstellung der vorläufigen, befreienden Auskunft gemäß Art. 3, Abs. 2 des GD Nr. 76/2020, umgewandelt mit Gesetz Nr. 120/2020, abgeschlossen worden sein, zurück, falls später das Bestehen von Gründen für die Verwirkung, die Aussetzung oder das Verbot gemäß Art. 67, GvD 159/2011, wie in Art. 88, Abs. 4-bis und Art. 92, Abs. 3, erster Zeitraum, desselben Dekrets vorgesehen, bzw. im Fall der vorläufigen befreienden Auskunft, wie von Art. 3, Abs. 4 des GD 76/2020, umgewandelt mit Gesetz Nr. 120/2020, festgelegt, festgestellt wird.

Artikel 19 – Rechtsstreitigkeiten und Gerichtsstand
Unbeschadet der Anwendung der Verfahren des Vergleichs und der gütlichen Streitbeilegung im Sinne der Art. 205 und 208 GvD Nr. 50/2016, ist der Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten zwischen der auftraggebenden Körperschaft und dem Auftragnehmer Bozen.
Es wird somit eine schiedsgerichtliche Zuständigkeit gemäß Art. 209 GvD Nr. 50/2016 ausgeschlossen.

Artikel 20 – Vertragsanlagen
Folgende Unterlagen, die dem Vertrag nicht materiell beigelegt sind und bei der auftraggebenden Körperschaft aufbewahrt werden, gelten als substanzielle und integrierende Bestandteile des vorliegenden Vertrages: 
· Besondere Vertragsbedingungen des Auftrags/Vertragsvorlage allgemeiner und besonderer Teil;
· Ausschreibungsbedingungen/Einladungsschreiben;
· Protokollniederschrift des Ausschreibungsverfahrens (mit jeweiligen Anlagen); 
· Maßnahme zur Erteilung des Zuschlags;
· Technisches Angebot (für Ausschreibungen nach Preis/Qualität, andernfalls löschen);
· Wirtschaftliches Angebot; 
· Richtigstellungen und Ergänzungen, Fragestellungen und Antworten;
· Technische Unterlagen, die vom Unternehmen bei der Ausschreibung angeboten wurden und sich aus Folgendem zusammensetzt:      ;
· Versicherungspolizze Nr.       vom        ausgestellt von:      ;
· Definitive Kaution Nr.      vom        ausgestellt von:      ;
· Generalvollmacht/Spezialvollmacht Nr.       vom      Notar      ;
· Gründungsakt der Bietergemeinschaft      ; 
·      .

Ort, Datum__________                                  Ort, Datum________________
Für den Auftragnehmer_______________Für die auftraggebende Körperschaft:___________
(mit digitaler Unterschrift unterzeichnet)	(mit digitaler Unterschrift unterzeichnet)
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